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Geſetz Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchhen Skagen 


„ o 


(Nr. 7676.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. April 1870., betreffend die Verleihung der ſiskaliſchen 
Vorrechte für den Bau und die Unterhaltung einer Kreis-Chauſſee von 
Lauban, im Kreiſe gleichen Namens des Regierungsbezirks Liegnitz, auf 
dem linken Queisufer bis zur Holzkircher Brücke und von dieſem Punkte 
auf dem rechten Queisufer über Steinkirch und Beerberg bis Markliſſa. 


Na Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer im 
Kreiſe Lauban des Regierungsbezirks Liegnitz von Lauban auf dem linken Queis⸗ 
ufer bis zur Holzkircher Brücke und von dieſem Punkte auf dem rechten Queis⸗ 
ufer über Steinkirch und Beerberg bis Markliſſa zu führenden Kreis⸗Chauſſee 
genehmigt habe, verleihe Ich hierdurch dem Kreiſe Lauban das Expropriationsrecht 
für die zu dieſer Chauſſee erforderlichen Grundſtücke, imgleichen das Recht zur 
Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der 
für die Staats⸗Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, in Bezug auf dieſe Straße. 
Zugleich will Ich dem genannten Kreiſe gegen Uebernahme der künftigen chauffee- 
mäßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats - Chauffeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld⸗Tarifs, eo ese en der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden Aufäblichen 
Vorſchriften, wie dieſe Beſtimmungen auf den Staats⸗Chauſſeen von Ihnen 
angewandt werden, hierdurch verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld⸗Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Berlin, den 25. April 1870. 
Ä Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. Camphauſen. 


An den Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche 
Arbeiten und den Finanzminiſter. 
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Ausgegeben zu Berlin den 18. Juni 1870. 


(Ir. 7677.) Privilegium wegen Ausfertigung auf den Inhaber lautender Kreis⸗Obligationen 1 
f des Laubaner Kreiſes im Betrage von 60,000 Thalern. Vom 25. April 1870. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Koͤnig von Preußen x. 


Nachdem von den Kreisſtänden des Laubaner Kreiſes auf dem Kreistage 
vom 2. Dezember 1868. beſchloſſen worden, die zur Ausführung der vom Kreiſe 
unternommenen Chauſſeebauten erforderlichen Geldmittel im Wege einer Anleihe 
zu beſchaffen, wollen Wir auf den Antrag der gedachten Kreisſtände: zu dieſem 
Zwecke auf jeden Inhaber lautende, mit Zinskupons verſehene, Seitens der Gläu⸗ 
biger unkündbare Obligationen zu dem angenommenen Betrage von 60,000 Tha⸗ 
lern ausſtellen zu dürfen, da ſich hiergegen weder im Intereſſe der Gläubiger 
noch der Schuldner etwas zu erinnern gefunden hat, in Gemäßheit des F. 2. des 

Geſetzes vom 17. Juni 1833. zur Ausſtellung von Obligationen zum Betrage 
von 60,000 Thalern, in Buchſtaben: ſechszig Tauſend Thalern, welche in fol- 


genden Apoints: 
10,000 Thaler à 1000 Thaler, 
16000 2: 3.500 > 
30,000 ° „ 1 100 
57000 e 30 
5,000 25 
— 60,000 Thaler, 


nach dem anliegenden Schema auszufertigen, mit Hülfe einer Kreisſteuer mit 
fünf Prozent jährlich zu verzinſen und nach der durch das Loos zu beſtimmenden 
Folgeordnung jährlich vom Jahre 1871. ab mit wenigſtens jährlich Einem Pro⸗ 
zent des Kapitals, unter Zuwachs der Zinſen von den amortiſirten Schuld⸗ 
verſchreibungen, zu tilgen ſind, durch gegenwärtiges Privilegium Unſere landes⸗ 
herrliche Genehmigung mit der rechtlichen Wirkung ertheilen, daß ein jeder 
Inhaber dieſer Obligationen die daraus hervorgehenden Rechte, ohne die Ueber⸗ 
tragung des Eigenthums nachweiſen zu dürfen, geltend zu machen befugt iſt. 

i Das vorſtehende Privilegium, welches Wir vorbehaltlich der Rechte Dritter 
ertheilen und wodurch für die Befriedigung der Inhaber der Obligationen eine 
Gewährleiſtung Seitens des Staats nicht übernommen wird, iſt durch die Gefep- 
Sammlung zur allgemeinen Kenntniß zu bringen. 


„Alrkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 25. April 1870. 
(J. S.) Wilhelm. 


Gr. v. Itzenplitz. Gr. zu Eulenburg. Camphauſen. 


Pro⸗ 


5 Provinz Schleſten, : Regierungsbezirk Ciegnitz. 
Obligation des Laubaner Kreiſes 


Littr. . 
über 
een Thaler Preußiſch Kurant. 
Auf Grund der unterer genehmigten Kreistagsbeſchlüſſe vom 


2. Dezember 1868. wegen Aufnahme einer Schuld von 60,000 Thalern bekennt 
ſich die ſtändiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau des Laubaner Kreiſes Namens 


zu verzinſen iſt. 

Die Rückzahlung der ganzen Schuld von 60,000 Thalern geſchieht vom 
Jahre 1871. ab allmälig innerhalb eines Zeitraums von 37 Jahren aus einem 
zu dieſem Behufe gebildeten Tilgungsfonds von wenigſtens Einem Prozent jähr⸗ 
lich, unter Zuwachs der Zinſen von den getilgten: Schuldverſchreibungen, nach 
Maaßgabe des genehmigten Tilgungsplanes. 

Die Folgeordnung der Einlöſung der Schuldverſchreibungen wird durch das 
Loos beſtimmt. Die Auslooſung erfolgt vom Jahre 1871. ab in dem Monate 
Dezember jeden Jahres. Der Kreis behält ſich jedoch das Recht vor, den Til⸗ 
ne durch größere Auslooſungen zu verſtärken, ſowie ſämmtliche noch 
umlaufende Schuldverſchreibungen zu kündigen. Die ausgelooſten, ſowie die ge⸗ 
kündigten Schuldverſchreibungen werden unter Bezeichnung ihrer Buchſtaben, 
Nummern und Beträge, ſowie des Termins, an welchem die Rückzahlung erfol- 
gen ſoll, öffentlich bekannt gemacht. Dieſe Bekanntmachung erfolgt ſechs, drei, 
zwei und Einen Monat vor dem Zahlungstermine in dem Preußiſchen Staats⸗ 

anzeiger, in dem Amtsblatte der Königlichen Regierung zu Liegnitz, in dem Kreis⸗ 
blatte des Laubaner Kreiſes und in einer zu Breslau erſcheinenden Zeitung. 

Bis zu dem Tage, wo ſolchergeſtalt das Kapital zu entrichten iſt, wird es 
in halbjährlichen Terminen, am 2. Januar und am 1. Juli, von heute an ge⸗ 
rechnet, mit fünf Prozent jährlich in gleicher Münzſorte mit jenem verzinſet. 

Die Auszahlung der Zinſen und des Kapitals erfolgt gegen bloße Rück⸗ 
gabe der ausgegebenen Zinskupons beziehungsweiſe dieſer Schuldverſchreibung, 
bei der Kreis⸗Kommunalkaſſe in Lauban oder anderen bekannt zu machenden 
Den Sell zwar auch in der nach dem Eintritt des Fälligkeitstermins folgen⸗ 

en Zeit. 

Mit der zur Empfangnahme des Kapitals präſentirten Schuldverſchreibung 
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ſind auch die dazu gehörigen Zinskupons der ſpäteren Fälligkeitstermine zurück⸗ 
zuliefern. Für die fehlenden Zinskupons wird der Betrag vom Kapitale ab⸗ 
gezogen. 

Die gekündigten Kapitalbeträge, welche innerhalb dreißig Jahren nach dem 
Rückzahlungstermine nicht erhoben werden, ſowie die innerhalb vier Jahren, vom 
Ablauf des Kalenderjahres der Fälligkeit an gerechnet, nicht erhobenen Zinſen, 
verjähren zu Gunſten des Kreiſes. 

Das Aufgebot und die Amortiſation verlorener oder vernichteter Schuld⸗ 
verſchreibungen erfolgt nach Vorſchrift der Allgemeinen Gerichtsordnung Theil J. 
Titel 51. $$. 120. sequ. bei dem Königlichen Kreisgerichte zu Lauban. 

Zinskupons können weder aufgeboten, noch amortiſirt werden. Doch ſoll 
demjenigen, welcher den Verluſt von Zinskupons vor Ablauf der vierjährigen Ver⸗ 
jährungsfriſt bei der Kreisverwaltung anmeldet und den ſtattgehabten Beſitz der 
Zinskupons durch Vorzeigung der Schuldverſchreibung oder ſonſt in glaubhafter 
Weiſe darthut, nach Ablauf der Verjährungsfriſt der Betrag der angemeldeten 
en bis dahin nicht vorgekommenen Zinskupons gegen Quittung ausgezahlt 
werden. f 

Mit dieſer Schuldverſchreibung ſind ... halbjährige Zinskupons bis zum 
Schluſſe des Jahres. ausgegeben. Für die weitere Zeit werden Zinskupons 
auf fünfjährige Perioden ausgegeben. 

Die Ausgabe einer neuen Zinskupons⸗Serie erfolgt bei der Kreis⸗Kom⸗ 
munalkaſſe zu Lauban gegen Ablieferung des der älteren Zinskupons⸗Serie bei⸗ 
gedruckten Talons. Beim Verluſte des Talons erfolgt die Aushändigung der 
neuen Zinskupons⸗Serie an den Inhaber der Schuldverſchreibung, ſofern deren 
Vorzeigung rechtzeitig geſchehen iſt. N 

Zur Sicherheit der hierdurch eingegangenen Verpflichtungen haftet der Kreis 
mit ſeinem Vermögen. 


90 1 zu Urkund haben wir dieſe Ausfertigung unter unſerer Unterſchrift 
ertheilt. 5 
Lauben denn 1 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Laubaner Kreiſe. 


Pro⸗ 


provinz Schleſien, Regierungsbezirk Liegnitz. 
Zinskupon 
5 zu der 
Kreis⸗Obligation des Laubaner Kreiſes 
E . ; 
über: & Thaler zu fünf Prozent Zinſen 
über 
et Thaler ..... Silbergrojchen. 
Der Inhaber dieſes Zinskupons empfängt gegen deſſen Rückgabe in der 
is 


SCH one bis de om 
Iß und ſpäterhin die Zinſen der vorbenannten Kreis⸗Obligation 
für das Halbjahr vom bsi T mit (in Buchſtaben) 
e Thalen Silbergroſchen bei der Kreis-Kommunalkaſſe zu 
Lauban. 

Lauban, den 18. 


Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Laubaner Kreiſe. 


Dieſer Zinskupon iſt ungültig, wenn deſſen Geldbetrag 
nicht innerhalb vier Jahren nach der Fälligkeit, vom Schluß 
des betreffenden Kalenderjahres an gerechnet, erhoben wird. 


Provinz Schleſten, Regierungsbezirk Liegnitz. 
l ben 
zur 
Kreis⸗Obligation des Laubaner Kreiſes. 


Der Inhaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Rückgabe zu der Obli⸗ 
gation des Laubaner Kreiſes . | 
Eile 5 he? Thaler à fünf Prozent Zinſen 
die ..t Serie Zinskupons für die fünf Jahre 18.. bis 18.. bei der Kreis⸗ 


Kommunalkaſſe zu Lauban. 
Lauban, den 18. 
Die ſtaͤndiſche Kommiſſion für den Chauſſeebau im Laubaner Kreiſe. 
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(Nr. 7678.) Statut für den Sommer- Deichverband Rheinberger Grind im Kreiſe Mörs. 
Vom 30. Mai 1870. 5 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Konig von Preußen :c, 


Nachdem es zur erheblichen Förderung der Landeskultur erforderlich er⸗ 
achtet worden, die Grundbeſitzer der in der Gemeinde Orſoy⸗Land, Kreiſes Mörs, 
belegenen Niederung auf dem ſogenannten Rheinberger Grind zum Schutze gegen 
die Sommerhochfluthen des Rheines zu einem Deichverbande zu vereinigen, er⸗ 
theilen Wir auf Grund der $$. 11. und 15. des Geſetzes über das Deichweſen 
vom 28. Januar 1848. (Geſetz⸗Samml. 1848. S. 54.) nach Anhörung der Be⸗ 

-theiligten nachſtehendem Deichſtatute Unſere landesherrliche Genehmigung. 


Se 

Die Grundbeſitzer der im Kreiſe Mörs in der Gemeinde Orfoy-Land auf 
dem Rheinberger Grind gelegenen Niederung, welche auf der zu dem Promemoria 
vom 29. Februar 1864. von dem Landrath von Ernſthauſen paraphirten, auf 
dem Landrathsamte zu Mörs hinterlegten Karte mit den Buchſtaben A. B. C. 
PD. E. F. G. H. I. K. L. M. bezeichnet iſt, werden Behufs Schutzes ihrer daſelbſt 
9 1 Grundſtücke gegen Sommerwaſſer zu einem Deichverbande unter dem 

amen: 

„Rheinberger Grind“ 

vereinigt. 
Der Deichverband bildet eine Korporation und hat ſeinen Gerichtsſtand 
bei dem Friedensgerichte zu Rheinberg, bezüglich bei dem Landgericht zu Cleve. 


§. 2. 
Dem Deichverbande liegt es ob, nach Maaßgabe des von dem Baurathe 


Hild zu Düſſeldorf aufgeſtellten und bei der Regierung zu Düſſeldorf unter dem 
6. Januar 1869. revidirten Plane und dem Koſtenanſchlage B. vom 30. Juli 
1867. s 5 


1) den auf der Seite nach Rheinberg zu bereits vorhandenen Deich (A. 
B. C. D. E. F. G. H.) auszubauen, zwiſchen den Punkten E. und G. in 
der projektirten Weiſe gerade zu legen und in ſeiner ganzen Länge zu 
ufiterhalten. So lange jedoch die Lage des den Damm bei Paſſop 
durchſchneidenden, von der Rheinberger Mühle führenden Weges wegen 
der in der Nähe liegenden Brücke nicht verändert werden kann, ſoll auch 
der Damm an dieſer Stelle die projektirte Höhenlage noch nicht er⸗ 
a vielmehr bei Hochwaſſer durch Aufſetzen einer Kade geſchloſſen 
werden; 
die für Abführung des eingeſtrömten Waſſers nöthigen Anlagen zu 
machen und zu unterhalten. a 


$. 3. 
Die Koſten der im $. 2. gedachten Arbeiten werden durch Erhebung ne 
er | = 


2 


— 


Erbengeldes aufgebracht. Als Maaßſtab für die Vertheilung des Erbengeldes 
auf die einzelnen zum Deichverbande gehörenden Grundſtücke gilt außer der Größe 
die Lage der Grundſtücke, dergeſtalt, daß zwei Klaſſen gebildet werden. 

Zur erſten Klaſſe, in welcher das volle auf die Grundſtücke nach der 
Größe vertheilte Erbengeld gezahlt wird, gehören alle Grundſtücke, welche unter 
ſechszehn Fuß am Orſoyer Pegel liegen, zur zweiten Klaſſe, in welcher nur 
die Hälfte des auf die Grundſtücke nach der Größe vertheilten Erbengeldes ge⸗ 
on vi „gehören alle ſechszehn Fuß am Orſoyer Pegel oder höher gelegenen 

rundſtücke. f ; 

Es foll auf Grund einer fpeziellen Vermeſſung ein Deichkataſter ange⸗ 
fertigt werden, welches die Klaſſe, zu der die Grundſtücke gehören, und deren 
Größe näher bezeichnet. 

Das Erbengeld wird im Uebrigen nach der Größe der Grundſtücke (nach 
der Morgenzahl) entrichtet. 

F. 4. 

Das Deichkataſter ift von dem Deichamte, erforderlichen Falls unter Zu⸗ 
ziehung eines vereideten Geometers, auf Koſten des Deichverbandes anzufertigen 
und von letzterem auf einem außerordentlichen Erbentage den Intereſſenten vor⸗ 
zulegen, welche ihre Beſchwerden dagegen binnen einer präkluſtviſchen Friſt von 
vier Wochen nach der Vorlage bei dem Landrathe zu Mörs anzubringen haben. 

Die Entſcheidung über die Beſchwerden, welche, ſoweit es erforderlich iſt, 
in Gegenwart der Beſchwerdeführer und eines Deputirten des Deichamtes durch 
einen von der Regierung zu beſtimmenden Sachverſtändigen an Ort und Stelle 
geprüft werden, ſteht in erſter Inſtanz der Regierung, in zweiter Inſtanz dem 
Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten zu. 

Die gegen die Entſcheidung der Regierung einzulegenden Beſchwerden 
find gleichfalls binnen einer präkluſtviſchen Friſt von vier Wochen bei dem Land⸗ 
rathe zu Mörs anzubringen. 

Nach Verlauf der vierwöchentlichen Friſt ſeit Vorlage des Deichkataſters 
reſp. nach Erledigung der etwa eingehenden Beſchwerden gilt daſſelbe als feſt⸗ 
geſtellt. Die Koſten der ungerechtfertigten Beſchwerden fallen dem Beſchwerde⸗ 
führer, ſonſt dem Deichverbande zur Laſt. i 

§. 5. 

Das Oeichamt beſteht aus dem Deichgräfen und zwei Deputirten, welche 
auf zwölf Jahre vom Erbentage gewählt und von der Regierung beſtätigt 
werden. Die erſte Wahl wird von dem Landrathe des Kreiſes Mörs vorbereitet 
und geleitet. Der Deichgräf muß in Orſoy⸗Stadt oder Land oder in Rhein⸗ 
berg wohnen. Der Deichgräf und die Deputirten verwalten ihr Amt unent⸗ 
geltlich und erhalten nur baare Auslagen erſetzt. f 
h . Deichrendant wird vom Erbentage erwählt und vom Deichamte 
angeſtellt. a 

Die techniſche Verwaltung leitet der Waſſerbau⸗Inſpektor zu Düſſeldorf. 


f $. 6. 
Das Deichamt muß jährlich einmal zuſammentreten. Der Erbentag iſt 
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für gewöhnlich nur alle drei Jahre zur Feſtſtellung des Etats und Dechargirung 
der Rechnung zuſammen zu berufen. Der Etat ſtellt jedesmal für eine drei⸗ 
jährige Periode die Höhe des zu leiſtenden Erbengeldes feſt. 

e Stimmfähig ſind auf dem Erbentage die ſämmtlichen Beſitzer der zum 
Deichverbande gehörigen Grundſtücke, dergeſtalt, daß Beſitzer von Grundſtücken, 
welche kleiner als Ein Morgen find, je Eine Stimme haben, die Beſttzer größerer 
Grundflächen für jeden Morgen Eine Stimme führen. 

Die über die vollen Morgen überſchießenden Ruthen und Fuß werden, 
wenn fie über 3 Morgen ale für einen vollen Morgen, ſonſt gar nicht 
gerechnet. 

$. 7. 

Die Oberaufſicht führt die Regierung zu Düſſeldorf, in höherer Inſtanz 
der Miniſter für die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten in dem Umfange und 
mit den Befugniſſen, welche den Auffichtsbehörden der Gemeinden zuſtehen. 

$. 8. 

Soweit es vorſtehend nicht anders beſtimmt iſt, gelten für den Deich⸗ 
verband „Rheinberger Grind“ die Allgemeinen Beſtimmungen vom 14. No⸗ 
vember 1853. (Geſetz⸗Samml. 1853. S. 935.). 

§. 9 


Abänderungen des vorſtehenden Deichſtatuts können nur unter landesherr⸗ 
licher Genehmigung erfolgen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Berlin, den 30. Mai 1870. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Itzenplitz. v. Selchow. Leonhardt. 


Berichtigung 


eines Fehlers im F. 1. des Allerhöchſten Privilegiums vom 28. März 1870. 
wegen Ausgabe von 13,500,000 Thalern fünfprozentiger Prioritäts⸗Obligationen 
der Magdeburg⸗Halberſtädter Eiſenbahngeſellſchaft. 


Im Jahrgange 1870. der Geſetz-Sammlung, Seite 295. Zeile 5. iſt 
anſtatt „155,000“ zu leſen: 105,500. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


